
Rechtssicherheit meist verknüpft mit den dazu auf der 
ersten Parteikonferenz, also im Januar 1949, gegebenen 
Erklärungen, dabei allerdings betont, daß das natürlich 
nicht bedeute, daß vorher keine Gesetzlichkeit ge
herrscht habe.®) Wir finden hier nun den sehr bedeu
tenden Hinweis, daß die Länderverfassungen nicht als 
ein Ausdruck des Beginns der Rechtssicherheit anzu
sehen sind, sondern daß mit ihnen ein neuer Abschnitt 
in der Festigung der Rechtssicherheit, das heißt ein 
neuer Abschnitt, der der erreichten Entwicklung ent
sprach, begann.

Diese Rede enthält weiter eine klare Auseinander
setzung mit der sogenannten Unabhängigkeit der Rich
ter. Es wird festgestellt, daß das Parlament als Ver
tretung des Volkes der Schöpfer des Rechts ist und 
seine Gesetze für alle Richter unmittelbar bindend sind. 
Die Aufrechterhaltung der Unabhängigkeit der Richter 
im formalen Sinne der Weimarer Republik würde, wie 
Walter Ulbricht ausführt, die Aufrechterhaltung der 
Sonderrechte einer Kaste und ihre Unabhängigkeit 
von der Demokratie bedeuten. Die Bindung der Richter 
an das Gesetz bedeutet aber keinen Buchstabenglauben, 
sondern verlangt, daß an die Handhabung der fort
schrittlichen demokratischen Gesetze nicht mit dem 
alten Geist der formalen Jurisprudenz herangegangen 
wird, „denn mit solchen Methoden können die bei der 
Durchführung dieser Maßnahme (d. h. der Enteignung 
der Kriegsverbrecher, H. B.) auftauchenden Probleme 
nicht gelöst werden“ (Bd. 3 S. 107). Zugleich wird aber 
auch das Verhältnis des Richters zu den alten über
nommenen Gesetzen und zu dem neuen Inhalt, den 
diese Gesetze gewonnen haben, klargestellt: „Die neuen 
Aufgaben erfordern aber auch die sinngemäße demo
kratische Anwendung der früheren Gesetzesbestimmun
gen. die nicht im Widerspruch zur neuen verfassungs
mäßigen Ordnung stehen“ (Bd. 3 S. 108). Den Richtern 
wurde ihre Funktion in unserem Staat klar gewiesen: 
„An der Entwicklung und Festigung dieser volks
demokratischen Ordnung mitzuwirken, das ist Aufgabe 
der Juristen.“ Es wird von ihnen verlangt, daß sie sich 
des Vertrauens des Volkes jederzeit würdig erweisen. 
Die Justiz ist ein Teil der demokratischen Staatsord
nung und hat die Aufgabe, diese zu schützen, indem 
sie die faschistischen und militaristischen Feinde der 
Demokratie unterdrückt.

Als wichtigste Frage wird auch hier die der Heran
bildung neuer demokratischer Juristen behandelt und 
die Schaffung der Volksrichterschulen als ein bedeu
tungsvoller Schritt auf dem Wege zur demokratischen 
Neugestaltung der Justiz hervorgehoben.

Und schließlich wird schon hier die Frage der Justiz 
im gesamtdeutschen Maßstabe gestellt. Es wird die Ent
wicklung in Westdeutschland, wo faschistische Richter 
wieder eingestellt wurden oder gar nicht entfernt wor
den waren, hervorgehoben und der Wunsch ausgespro
chen, daß ein tiefgehender Meinungsaustausch in den 
juristischen Kreisen ganz Deutschlands eingeleitet 
werde.

Ebenso wurden auf dem II. Parteitag im September 
1947 die Probleme der Justiz weiterentwickelt in dem 
inhaltlich und sprachlich in gleicher Weise packenden 
Abschnitt des dort von Walter Ulbricht gehaltenen 
Referats, das die Überschrift „Demokratische Richter 
und werdendes Recht“ trägt (Bd. 3 S. 181). Auch hier 
wird betont, daß man nicht unterstellen dürfe, daß etwa 
die Unabhängigkeit der Justiz beseitigt werden solle. 
Allerdings müssen die Gerichte ihrer Rechtsprechung 
Verfassung und Gesetze zugrunde legen — aber: „Den 
Grundsatz der Unabsetzbarkeit der Richter können wir 
nicht erneuern. Die Unabsetzbarkeit ist ein Privileg, das 
durch nichts gerechtfertigt ist, das vielmehr der gefähr
lichen Tendenz dient, die Justiz zu einem Staat im 
Staate zu machen, sie politisch vom Volk unabhängig 
zu machen, zu einer sicheren Macht gegen den Willen 
der Volksvertretung“. Und es findet sich dann jene 
große Perspektive für das Verhältnis des Richters zum 
Volk: „Der Richter hingegen, der in seiner Rechtspre
chung ganz auf dem Boden der demokratischen Inter-

5) Hierzu vgl. auch Klenner, „Formen und Bedeutung der 
Gesetzlichkeit als einer Methode in der Führung d©9 Klassen- 
kampfes“, Berlin 1953 S. 16 ff.

essen des Volkes steht, braucht nicht die Forderung 
seiner Unabsetzbarkeit zu erheben, denn das Volk wird 
zu ihm Vertrauen haben.“

Die Ausführungen in dieser Rede sind auch noch 
heute von großer Bedeutung. Wir sind heute besonders 
empfänglich für die ausdrückliche Warnung vor dem 
Formalismus in der Rechtsprechung, die wir hier be
reits finden, eine Warnung vor jenem Fehler, mit dem 
wir uns ja in den letzten Monaten auseinandergesetzt 
haben und auch noch auseinandersetzen. Wir dürfen 
an die Lösung von Rechtsfragen nicht formal heran- 
gehen, sondern wir müssen die ökonomische und gesell
schaftliche Entwicklung beachten. Nur dann können wir 
die Forderung Walter Ulbrichts erfüllen: „Jede Gerichts
verhandlung soll unter dem Gesetz des werdenden 
Rechts stehen.“

In der gleichen Rede findet sich ein weiterer Hinweis, 
der vor Formalismus warnt: Wir haben aus der Ent
schließung des 15. Plenums die für das ganze Straf
recht allgemein bedeutsame Unterscheidung zwischen 
dem „ehrlichen Arbeiter“ und dem „Provokateur“ ge
lernt. Im Jahre 1947 schon weist Walter Ulbricht auf 
den Unterschied zwischen dem „kleinen Hamsterer“ und 
dem „großen Spekulanten“ hin und sagt: „Wir wollen 
nicht, daß der kleine Hamsterer, soweit er nicht 
selbst schon ein kleiner Spekulant geworden ist, 
wie ein Schwerverbrecher behandelt wird“ (Bd. 3 S. 153). 
Hätten wir uns diese Lehren damals voll zu eigen ge
macht, hätten wir sie lebendig gehalten und richtig ver
allgemeinert, dann wären uns vielleicht die Fehler bei 
der Anwendung des Gesetzes zum Schutze des Volks
eigentums nicht unterlaufen.

Außerordentlich bedeutsam sind weiter alle die Aus
führungen, die unmittelbar mit der Entwicklung von 
Gesetz und Gesetzlichkeit verknüpft sind. In den Dis
kussionen zur Lehre von Basis und Überbau, bei der 
Erörterung der aktiv fördernden Rolle des Staates und 
des Rechts tauchte und taucht wohl auch jetzt noch 
immer die Frage auf, in welchem Verhältnis nun die 
Entwicklung der Basis und die Entwicklung des Rechts 
gerade bei der Entstehung unserer Ordnung zueinander 
stehen. Im Schlußwort auf der Konferenz zur Beratung 
der Richtlinien der KPD für die Wirtschaftspolitik sagt 
Walter Ulbricht zur Frage der Enteignung von Groß
betrieben:

„Manche haben die Frage gestellt: wir brauchen 
entsprechende gesetzliche Festlegungen. Im Leben 
ist es so, daß die demokratische Entwicklung be
stimmte Erfahrungen schafft, und daß erst, nachdem 
diese Erfahrungen gemacht wurden, alles gesetz
lich formuliert und verankert wird“ (Bd. 2 S. 526).

Ihre volle Bedeutung und ihr volles Gewicht bekommt 
diese Feststellung zur Bedeutung der Enteignung der 
Großunternehmer noch durch jenen auf einer Kund
gebung in Leipzig am 12. Oktober 1946 (Bd. 3 S. 54) zur 
Enteignung der Kohlengruben gesprochenen Satz: „Das 
ist jedoch keine Frage der Eigentumsverhältnisse, son
dern eine Frage des Friedens“ — das heißt, eine Frage 
der Ausschaltung der reaktionären Ausbeuterklasse. 
In gleicher Weise heißt es von der Bodenreform: „Auch 
die Bodenreform ist nicht in erster Linie eine Frage der 
Gesetzgebung des Parlaments, sondern der Feststellung 
des Großgrundbesitzes über 100 ha durch die Aus
schüsse der Werktätigen, denen die Vertreter der Boden
bewerber angehören müssen“ (Bd. 3 S. 132).

Sind aber jene einer demokratischen Ordnung ent
sprechenden und den Frieden sichernden Verhältnisse 
geschaffen, dann ist die wirtschaftliche Entwicklung 
durch bestimmte gesetzliche Maßnahmen zu fördern 
(Bd. 2 S. 579).

Ich erwähnte schon, daß die Erkenntnis der Entwick
lung unserer Gesetzlichkeit bereits in der Rede auf der 
ersten Juristenkonferenz zum Ausdruck kam. Mit be
sonderer Klarheit wurde sie auf der ersten Parteikon
ferenz formuliert, als nach dem Abschluß der Entnazifi
zierung, nach dem Abschluß der Sequestrierung, mit dem 
Beginn des Zweijahrplans eine neue Etappe unserer 
Entwicklung erreicht war. Wir finden hier eine der 
grundlegenden Beschreibungen des Wesens der demo
kratischen Gesetzlichkeit in zwei ihrer charakteristi
schen Seiten: die Bindung der Verwaltungsorgane an 
die Gesetze auf der einen Seite, auf der anderen die
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